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1 Einleitung 
Ein großer Teil der insgesamt ca. 1.700 km langen Kanalstrecken der bundesdeutschen Bin-
nenwasserstraßen befindet sich in so genannter Dammlage, bei der der Wasserstand im Kanal 
teilweise deutlich über der Oberfläche des angrenzenden Geländes liegt. In diesen, i. d. R. mit 
einer Dichtung des Kanalbetts versehenen Dammstrecken existiert eine Vielzahl von Unterfüh-
rungsbauwerken und Kanalbrücken (Bild 1), bei denen ein Fließgewässer oder ein Verkehrs-
weg unter einem Schifffahrtskanal hindurchgeführt wird.  
  
Bild 1: Beispiele für Kanalbrücke und Unterführung [Quelle: Internet-Seite WSV, Wikipedia] 
Die Betonbauwerke weisen eine deutlich größere Steifigkeit als das angrenzende Erdbauwerk 
Damm auf. Dies kann zu unterschiedlichen Setzungen zwischen dem steifen Betonbauwerk 
und dem vergleichsweise weichen Dammkörper führen, wodurch sich Hohlräume im An-
schlussbereich zwischen dem Bauwerk und dem Damm bzw. Baugrund bilden können. Die un-
terschiedlichen Setzungen und die Hohlraumbildung können die Funktionsfähigkeit der Kanal-
dichtung beeinträchtigen. Im Falle einer Dammdurchströmung infolge einer Dichtungsleckage 
ergibt sich durch die daraus resultierenden Wasserdruck- und Strömungskräfte sowohl eine 
erhöhte Beanspruchung des Dammkörpers als auch des darin eingebetteten Betonbauwerkes. 
Zusätzlich verstärkt wird diese Beanspruchung durch die Reduzierung des hydraulischen Strö-
mungswiderstands im Bereich von Hohlräumen zwischen Bauwerk und Dammkörper. Bei Aus-
trag von Bodenmaterial infolge der Dammdurchströmung besteht die Gefahr einer rückschrei-
tenden Erosion (Piping) entlang bereits bestehender oder sich durch die Strömung entlang des 
Bauwerks bildender Hohlräume. Dies kann zu einer Zerstörung des Dammes und zu einem 
Auslaufen der Kanalhaltung führen. Andererseits können auch die Bauwerke keine ausreichen-
de Tragfähigkeit aufweisen, um den durch die Dammdurchströmung verursachten erhöhten 
Beanspruchungen zu widerstehen. Bauwerke in Dämmen stellen deshalb für den Damm immer 
ein erhöhtes Schadensrisiko dar. 
Gemäß dem BAW-Merkblatt Standsicherheit von Dämmen an Bundeswasserstraßen (MSD), 
Ausgabe 2005, ist deshalb die Standsicherheit von Dammbereichen mit Bauwerken separat zu 
untersuchen, wofür die Vorgehensweise detailliert vorgegeben wird. Wie für Dammstrecken 
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ohne Bauwerke ist die Dammstandsicherheit nach DIN 1054 im Lastfall 3 unter Berücksichti-
gung einer Dammdurchströmung infolge des hydraulischen Ausfalls der Kanaldichtung nach-
zuweisen. In einem zusätzlichen Lastfall 4 ist die Dammstandsicherheit nach MSD ggf. unter 
Berücksichtigung des Ausfalls eines weiteren hydraulischen Sicherungselementes (z. B. Drän) 
nachzuweisen. Um die erhöhte Gefährdung des Dammes im Bereich von Bauwerken durch 
rückschreitende Erosion (Piping) zu berücksichtigen werden in der Strömungsberechnung ü-
berall entlang der Grenzflächen zwischen Bauwerk und Damm bzw. Baugrund Hohlräume (oh-
ne Potenzialabbau) berücksichtigt, wo diese aufgrund der Eigenschaften des Bauwerks oder 
des Dammmaterials und des Baugrunds möglich sind. Die basierend auf diesen Annahmen mit 
Hilfe eines 3-dimensionalen oder - wenn möglich - vereinfachten vertikal-ebenen Strömungs-
modells ermittelte Grundwasserpotenzialverteilung stellt die Grundlage sowohl für den Nach-
weis der Dammstandsicherheit als auch für den Nachweis der äußeren (geotechnischen) 
Standsicherheit und er inneren (bautechnischen) Tragfähigkeit des Bauwerkes dar. Bei Ansatz 
eines hydraulischen Versagens der Kanaldichtung können sich in Abhängigkeit von den geo-
metrischen und geohydraulischen Randbedingungen hohe Wasserdrücke auf die Rückseite von 
Stützbauwerken (z. B. Kanalbrückenwiderlager oder Flügelwände) ergeben. Im ungünstigsten 
Fall kann die Wasserdruckverteilung bis an die hydrostatische Wasserdruckbelastung ausge-
hend vom Kanalwasserstand über die ganze Bauwerkshöhe heranreichen.  
Der derzeitige Entwurf des überarbeiteten MSD, das voraussichtlich Ende 2010 erscheinen 
wird, sieht vor die bisherigen Lastfälle in Analogie zur DIN 1055-100 in die ständige (BS-P), 
vorübergehende (BS-T) und außergewöhnliche Bemessungssituation (BS-A) zu überführen. 
Dabei werden die bisherigen Lastfälle 3 und 4 in die außergewöhnliche Bemessungssituation 
(BS-A) integriert, so dass sich keine Schnittstellenprobleme zu den bautechnischen und geo-
technischen Regelwerken für die Bauwerksnachweise ergeben. 
2 Auswirkungen auf bestehende Bauwerke 
Die bisher von der WSV näher betrachteten Bauwerke am ESK (Elbe-Seitenkanal) und MDK 
(Main-Donau-Kanal) sind in den 60er und 70er Jahre des letzten Jahrhunderts errichtet worden. 
Sie wurden für planmäßige Belastungen bemessen, also für Einwirkungskombinationen die der 
ständigen und vorübergehenden Benmessungssituation entsprechen. Der Ausfall einer Kanal-
dichtung und/oder weiterer Sicherungselemente wurde nicht betrachtet. Bedingt durch die äu-
ßerst geringe Eintrittswahrscheinlichkeit eines derartigen Szenarios, wird diese Belastung als 
außergewöhnliche Einwirkung gemäß DIN 1055-100 eingestuft. Die Norm DIN 1055-9 verlangt 
als weiteres Charakteristikum darüber hinaus eine gewöhnlich kurze Einwirkungsdauer, d.h. es 
muss gleichzeitig ein wirksames Überwachungssystem vorhanden sein, damit z.B. der großflä-
chige Ausfall einer Kanaldichtung schnell erkannt wird und nicht zu einer ständigen Bemes-
sungssituation wird. 
 
DIN 1055-100 sowie die Anwendungsnormen DIN 1045-1 und DIN 1054 sehen für eine außer-
gewöhnliche Bemessungssituation geringere Teilsicherheitsbeiwerte sowohl bei den Einwirkun-
gen als auch beim Widerstandsvermögen vor. Die Reduzierung der Teilsicherheitsbeiwerte 
kann bei einer nachträglichen Bewertung bestehender Bauwerke dazu verwendet werden, dass 
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eine zunächst nicht berücksichtigte außergewöhnliche Einwirkung – sofern sie nicht eine gewis-
se Größe übersteigt – normgemäß vom Bauwerk aufnehmbar ist. Die Sicherheitsmarge zwi-
schen ständiger/vorübergehender und außergewöhnlicher Bemessungssituation kann zur Auf-
nahme zusätzlicher Lasten genutzt werden. 
 
Die Ergebnisse der geohydraulischen Berechnungen in Form von Grundwasserpotenzialvertei-
lungen für den Fall defekter Dichtungen werden vom Tragwerksplaner als außergewöhnliche 
Einwirkung für die Standsicherheitsuntersuchungen der Querbauwerke verwendet. Dazu gehö-
ren geotechnische Nachweise wie Kippen, Grundbruch, Gleiten, Aufschwimmen sowie Tragfä-
higkeitsnachweise im Massivbau. Ungünstigerweise ist bei Querbauwerken die Leckage nur auf 
einer Seite anzunehmen, d.h. es kann eine einseitige Wasserdruckbelastung entstehen. 
 
Einige Bauwerke reagieren relativ unempfindlich auf solche Belastungen. Dazu gehören im Ge-
samtquerschnitt geschlossene Bauwerke wie Düker, geschlossene Rahmenbauwerke usw. 
Gemauerte Gewölbe als Durchlass oder Tunnel reagieren allerdings auf einseitige Wasserdrü-
cke sensibel und können versagen. Weitere empfindliche Bauwerke sind freistehende Stütz-
mauern und Flügelwände als Dammabschluss sowie Widerlagerwände von Kanalbrücken.  
 
Da es sich um eine außergewöhnliche Bemessungssituation handelt, sind in der Regel keine 
Gebrauchstauglichkeitsnachweise zu führen. Des Weiteren ist zu beachten, dass gemäß DIN 
1055-9 begrenzte Beschädigungen am Bauwerk hinzunehmen sind, so lange die Standsicher-
heit des gesamten Tragwerkes nicht gefährdet ist. D.h. zum Beispiel, dass Wasserdurchtritt an 
Fugen, übermäßige Verformungen usw. zu akzeptieren sind. 
 
Die hohe zusätzliche Wasserdruckbelastung führt bei den empfindlichen Bauwerken sehr 
schnell zu einem Versagen, so dass bei einer konservativen Herangehensweise Verstärkungs-
maßnahmen geplant werden. Diese bestehen zum Beispiel bei Stützmauern in einer nachträgli-
chen Rückverankerung aus Verpressankern, Herstellen von Sicherungsbauteilen gegen Gleiten 
oder zusätzliche Vertikalverankerungen bei auftriebsgefährdeten Sohlplatten. Diese Maßnah-
men sind einerseits relativ aufwändig und teuer, andrerseits werden im Fall von Ankern für eine 
extrem selten anzunehmende Bemessungssituation permanent wirkende zusätzliche Bean-
spruchungen in das Bauwerk eingebracht. Dies kann dann für die ständige Bemessungssituati-
on wiederum zu weiteren Verstärkungen am Stahlbetonquerschnitt führen, wenn die vorhande-
ne Bewehrung nicht ausreichend ist. Ebenfalls sind für die neue Beanspruchung Gebrauchs-
tauglichkeitsnachweise, zum Beispiel Rissbreitenbegrenzung, zu erbringen. Selbst wenn für die 
Verstärkung alle Nachweise rechnerisch gelingen, verbleibt bei der Ausführung ein Risiko in 
Form von zusätzlichen Rissbildungen und Verformungen. 
 
Aus diesem Grund ist es nahe liegend, den hohen Wasserdruck auf das Bauwerk durch Entlas-
tungsöffnungen so weit zu reduzieren, so dass der verbleibende zusätzliche Wasserdruck in der 
außergewöhnlichen Bemessungssituation möglichst ohne Verstärkung aufnehmbar ist. Ein wei-
terer Vorteil besteht darin, dass die Entlastungsöffnungen nicht nur ein Sicherheitselement sind, 
sondern als Kontrollelement zur schnellen Ankündigung der Leckage dienen. Diese Art der 
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Bauwerksertüchtigung (smart strengthening) für ein sehr selten eintretendes außergewöhnli-
ches Ereignis ist der aktiv wirkenden Verstärkung, die permanente Zusatzbeanspruchungen 
erzeugt, vorzuziehen. 
 
3 Dränagen zur Erhöhung der Bauwerksstandsicherheit 
Dränagesysteme können wirtschaftliche und technisch effektive Maßnahmen zur Reduzierung 
der Grundwasserdruckbeanspruchung von Bauwerken in Kanaldämmen bei Dammdurchströ-
mung infolge einer Leckage in der Kanaldichtung darstellen. Auch bei bestehenden Bauwerken, 
für die keine ausreichende Standsicherheit unter Berücksichtigung der Wasserdruckbeanspru-
chung nachgewiesen werden kann, ist eine Sicherung durch nachträglich durch die Bau-
werksteile bis in den dahinter anstehenden Baugrund eingebrachte Dränagen möglich. Zudem 
können Dränagesysteme als Kontrollinstrument zum Erkennen einer Beschädigung der Kanal-
dichtung und der daraus resultierenden Dammdurchströmung dienen. 
Auf Grundlage eines vereinfachten Modells für ein Kanalbrückenwiderlager wurden die Auswir-
kungen von Dränagen auf die Standsicherheit des Bauwerks bei hydraulischem Versagen der 
Kanaldichtung durch numerische Grundwasserströmungsberechnungen und darauf basierende 
Wasser- und Erddruckberechnungen ermittelt. Dabei wurden zwei Dränagesysteme, die beim 
Bau im Zuge der Hinterfüllung des Bauwerks eingebaut werden können (Flächendränage und 
Rigole), und zwei Dränagesysteme, die sich zu einem nachträglichen Einbau durch das Bau-
werk eignen (Horizontaldränagen und Entlastungsöffnungen) untersucht. In Bild 2 sind die vier 
Dränagesysteme qualitativ dargestellt. 
 
Bild 2: Untersuchte Dränagesysteme 
Die beste Entlastungswirkung wird durch die über die gesamte Bauwerksbreite und bis über die 
aktive Gleitfläche hinausreichende Flächendränage erzielt. Die zwar ebenfalls über die gesamte 
Breite des Bauwerks reichende, jedoch nur eine geringe Tiefe aufweisende Rigole hat eine 
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deutlich geringere Entlastungswirkung. Dies ist durch die bei der Anströmung der Rigole (und 
damit des Widerlagers) im Gleitkeil wirkenden Strömungskräfte begründet. 
Entlastungsöffnungen in einem Bauwerk bewirken nur eine sehr geringe, räumlich stark be-
grenzte Reduzierung des Wasserdrucks. Die nachträgliche Herstellung von Entlastungsöffnun-
gen führt demnach nicht zu einer relevanten Erhöhung der Bauwerksstandsicherheit. Im Ge-
gensatz zu Entlastungsöffnungen können Horizontaldränagen, die bis über den aktiven Gleitkeil 
hinaus reichen, eine deutliche Reduzierung des Wasserdruckes auf das Bauwerk bewirken. 
Allerdings ist, in Abhängigkeit von der benötigten Wasserdruckreduzierung, ein relativ geringer 
Abstand der Horizontaldränagen erforderlich. 
Um eine möglichst hohe hydraulische Wirkung zu erzielen und um eine ausreichende Boden-
überdeckung bis zum Kanal zu gewährleisten, sollten Dränagen möglichst tief angeordnet wer-
den. Es muss jedoch ein freier Abfluss oberhalb des angrenzenden Geländes gegeben sein. 
Außerdem sollten Dränagen, die nur zur Sicherung der Bauwerksstandsicherheit bei hydrauli-
schem Versagens der Kanaldichtung dienen, bei funktionsfähiger Kanaldichtung nicht durch 
Grundwasser eingestaut werden.  
Die Erstellung von Dränagen, deren Betriebsfähigkeit während der gesamten Nutzungsdauer 
des Bauwerks gewährleistet sein muss, erfordert eine sorgfältige Planung und Ausführung unter 
Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen Randbedingungen. Die Filterstabilität zwischen Boden 
und Baugrund ist sicherzustellen. Dies betrifft insbesondere auch die Anschlussbereiche zum 
Bauwerk. Beim nachträglichen Einbau von Dränagen dürfen durch die Horizontalbohrungen 
kein über den Bohrquerschnitt hinausreichender Bodenentzug sowie keine Bodenauflockerung 
erfolgen. Um eine ausreichende hydraulische Wirksamkeit der Horizontalbrunnen zu erzielen 
müssen die Brunnenrohre mit einem gegenüber dem anstehenden Boden stabilen Filter ausrei-
chender und gleichmäßiger Dicke ummantelt sein. Alle eingesetzte Bauteile und Materialien 
müssen so beschaffen sein, dass eine ausreichende Dauerhaftigkeit gegeben ist.  
Die Dimensionierung von nachträglich erstellten Horizontaldränagen zur Erhöhung der Bau-
werksstandsicherheit erfordert darüber hinaus eine relativ aufwendige, i. A. dreidimensionale 
Grundwasserströmungsmodellierung. Dabei ist eine entsprechende, dreidimensionale Verfeine-
rung der Modelldiskretisierung im bereich der Dränagen durchzuführen um den Potenzialabbau 
bei der Anströmung der Dränagen ausreichend abzubilden.  
 
